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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften für eine Richtlinie des Rats zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handels- 
verkehr mit bestimmtem zerlegtem frischem Fleisch 

— Drucksache V/2910 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Blohm 


Die Richtlinie wurde mit Schreiben vom 15. Mai 
1968 des Herrn Bundestagspräsidenten dem Aus- 
schuß für Gesundheitswesen federführend und dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten mitberatend überwiesen. 

Die beiden Ausschüsse haben die Richtlinie am 
1. Oktober 1968 beraten und in Übereinstimmung 
beschlossen, dem Bundestag den unter B. wiederge- 
gebenen Antrag zur Annahme zu empfehlen. 

Bei dieser Richtlinie handelt es sich um die Er- 
gänzung bereits erlassener Richtlinien über den 
Handelsverkehr mit frischem Fleisch. Artikel 1 und 
2 enthalten Begriffsbestimmungen, während in Arti- 
kel 3 die Verpflichtung der Mitghedstaaten fest- 
gelegt wird, dafür zu sorgen, daß aus ihrem Ho- 
heitsgebiet in das Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates nur zerlegtes Fleisch versandt wird, das 
in einem gemäß Artikel 4 Abs. 1 zugelassenen Be- 
trieb zerlegt worden ist und bestimmten weiteren 
Anforderungen entspricht, die sich auf die Unter- 
suchung durch einen amtlichen Tierarzt, die Kenn- 
zeichnung, die Verpackung und den Versand be- 
ziehen. 

In den Kapiteln III und VII der beigefügten An- 
lage I sind dazu Einzelheiten aufgeführt, auf die der 
Artikel 3 der vorgeschlagenen Richtlinie Bezug 
nimmt. In den Kapiteln I und II der Anlage I sind 
Bedingungen für die Zulassung von Zerlegungsbe- 
trieben, sowie Hygiene Vorschriften für deren Per- 


sonen, Räume, Einrichtungsgegenstände und Ar- 
beitsgeräte enthalten. 

Den zuständigen Behörden des Bestimmungslan- 
des soll die Gewähr dafür, daß eine Sendung von 
zerlegtem Fleisch den Bedingungen der Richtlinie 
entspricht, dadurch gegeben werden, daß die Ertei- 
lung einer Genußtauglichkeitsbescheinigung nach 
dem Muster der 2. Anlage durch einen amtlichen 
Tierarzt des Versandlandes vorgesehen ist, die jede 
Sendung bis zum Bestimmungsort begleiten soll. 

Um zu verhindern, daß zerlegtes Fleisch, das sich 
als genußuntauglich erweist, oder den gesundheit- 
lichen Bestimmungen der Richtlinie nicht entspricht, 
in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbracht 
wird, soll den Mitgliedstaaten die Möglichkeit ein- 
geräumt werden, die Einfuhr derartigen Fleisches 
zu verbieten. Zum Schutz des Eigentümers sieht die 
Richtlinie vor, auf Wunsch die Rücksendung des be- 
anstandeten Fleisches durchzuführen sowie eine 
Mitteilungs- und Begründungspflicht und bei Mei- 
nungsverschiedenheiten über die Zulässigkeit des 
Verbots die Einholung eines unabhängigen tierärzt- 
lichen Gutachtens. 

Soll ein generelles Einfuhrverbot erlassen wer- 
den, das im Falle der Gefahr der Ausbreitung von 
Tierkrankheiten geboten sein könnte, wird neben 
der Mitteilungspflicht gegenüber dem betroffenen 
Mitgliedstaat und der Kommission ein Dringlich- 
keitsverfahren unter Einschaltung des noch zu grün- 
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denden „Ständigen Veterinärausschusses" vorge- 
schlagen, der die getroffenen Maßnahmen prüfen, 
aufheben und ändern kann. 

Der Ausschuß begrüßt schließlich die in der vor- 
geschlagenen Richtlinie vorgesehene Möglichkeit 
der Betriebskontrolle durch tierärztliche Sachver- 
ständige. 

Nach dem Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften ist diese Richtlinie wieder 
auf Artikel 43 EWGV gestützt. 

Beide Ausschüsse vertreten die Auffassung, daß 
die vorgeschlagene Richtlinie nicht als selbständige 
Richtlinie erlassen werden sollte, sondern in die 
Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit frischem Fleisch vom 26. Juni 1964 in der 
Fassung der Änderungsrichtlinie vom 25. Oktober 
1966 übernommen wird. 


Darüber hinaus vertreten . beide Ausschüsse die 
Auffassung, daß die Vorschriften der vorgeschlage- 
nen Richtlinie erst dann in Kraft treten sollten, 
wenn auch die Richtlinie für die Einfuhr von zer- 
legtem frischem Fleisch aus Drittländern in Kraft 
gesetzt wird. 

Beide Ausschüsse sind mit dem Bundesrat der 
Auffassung, daß diese Richtlinie nicht auf Artikel 43 
EWGV gestützt werden kann, sondern als Rechts- 
grundlage nur Artikel 100 EWGV in Betracht 
kommt. 

Der Ausschuß empfiehlt daher dem Bundestag, 
die Vorlage zur Kenntnis zu nehmen und die Bun- 
desregierung aufzufordern, darauf hinzuwirken, daß 
die im Antrag unter 2. niedergelegten Änderungs- 
vorschläge bei den weiteren Beratungen der EWG 
Berücksichtigung finden. 


Bonn, 10. Oktober 1968 


Frau Blohm 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der EWG 
— Drucksache V/2910 — zur Kenntnis zu neh- 
men; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, darauf hinzu- 
wirken, 

a) daß die vorgeschlagene Richtlinie nicht als 
selbständige Richtlinie erlassen, sondern in 
die Richtlinie des Rates zur Regelung gesund- 
heitlicher Fragen beim innergemeinschaft- 


lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch 
vom 26. Juni 1964 in der Fassung der Ände- 
rungsrichtlinie vom 25. Oktober 1966 über- 
nommen wird, 

b) daß die vorgeschlagene Richtlinie nicht vor 
dem Erlaß einer entsprechenden Richtlinie für 
die Einfuhr von zerlegtem frischem Fleisch 
aus Drittländern in Kraft gesetzt wird, 

c) daß die vorgeschlagene Richtlinie auf Arti- 
kel 100 EWGV gestützt wird. 


Bonn, 10. Oktober 1968 


Ausschuß für Gesundheitswesen 


Frau Dr. Hubert 

Vorsitzende 


Frau Blohm 

Berichterstatterin 
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